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Steigerung des Nutzens von
Zivildiensteinsätzen (Mo. 11.3362)

Zivildienst und Dienstverweigerung

Eine aus dem Frühjahr 2011 stammende und im Herbst des Vorjahres vom Nationalrat
angenommene Motion Müller (fdp, SG) kam im Mai des Berichtsjahres in den Ständerat.
Der Motionär verlangt die Steigerung des Nutzens von Zivildiensteinsätzen. Dafür
bedürfe es einer besseren und längeren Ausbildung der Dienstleistenden. Dennoch
müsse darauf geachtet werden, dass sich durch den gesteigerten Nutzen der
Zivildiensteinsätze die zusätzlichen Kosten für die Ausbildung lohnen und dass die
Ausbildung hohen Anforderungen gerecht wird, herausfordernd ist und gut kontrolliert
abläuft. Besonders in der Pflege und Betreuung von Menschen sei eine entsprechende
Ausbildung unabdingbar. Diese sei bis anhin zu kurz und eigne sich nicht für einen
qualifizierten Dienst im Pflege- und Betreuungsbereich. Die Gefahr sei, dass
Zivildienstleistende zu oft für unbedeutende Hilfseinsätze eingespannt werden. Der
Bundesrat teilte die Ansicht des Motionärs, empfahl den Vorstoss zur Annahme und
schlug insbesondere eine Verlängerung der spezifischen Ausbildung auf 20 Tage vor.
Auch im Ständerat wurde die Motion im Berichtjahr diskussionslos überwiesen. 1

MOTION
DATUM: 30.05.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Bundesgesetz über den zivilen Ersatzdienst
(BRG. 14.059)

Zivildienst und Dienstverweigerung

Mitte 2014 legte der Bundesrat seine Botschaft zur Revision des Bundesgesetzes über
den zivilen Ersatzdienst, kurz Zivildienstgesetz ZDG, vor und erfüllte damit einen
Auftrag aus einer 2012 angenommenen Motion. Die grösste Neuerung bestand in der
vorgesehenen Möglichkeit für Zivildiensteinsätze in Schulen. Weiter sollen
Zivildienstleistende früher über die Zulassung zum Dienst und dessen Auswirkungen
informiert werden. Zudem sollen die Anstrengungen in die Ausbildung der
Dienstleistenden intensiviert werden. Darüber hinaus bietet die vorgeschlagene
Anpassung des ZDG eine Annäherung an die Agrarpolitik 2014-2017. Die vorliegende
dritte Revision des ZDG schafft auch eine Reihe von Optimierungen, die aufgrund der
gesteigerten Vollzugsmengen nötig geworden sind: Der Zivildienst ist gewachsen, was
sich auch am Total geleisteter Diensttage zeigt, das sich in den vergangenen fünf Jahren
verdreifacht hat, was unter anderem auf die Zunahme an Zulassungen nach der
Einführung des Tatbeweises im Jahr 2009 zurückgeführt wird.
Im Herbst 2013 liess der Bundesrat den Vorentwurf mittels einer Vernehmlassung
prüfen, wobei die Resonanz grösstenteils positiv ausfiel. Betreffend Einsätze in Schulen
zeigten sich die FDP und SVP skeptisch, begrüsst wurde die Idee von der Linken, der
CVP und den Kantonen.

Im Mai 2015 befasste sich der Nationalrat als Erstrat mit der Vorlage. Die SiK-NR war
sich nicht einig. Die Mehrheit beantragte Eintreten auf die Vorlage, eine Minderheit
Geissbühler (svp, BE), allesamt Angehörige der SVP Fraktion, beantragte Nichteintreten.
SiK-Sprecher Walter Müller (fdp, SG), selbst Urheber der "Ausbildungs-Motion", führte
die wichtigsten Änderungen aus. Seitens der Kommissionsminderheit brachte
Nationalrätin Geissbühler (svp, BE) die Kritik vor, dass mit der vorgelegten Lösung der
Zivildienst gegenüber dem Militärdienst noch attraktiver ausgestaltet würde, was der
falsche Weg sei, weil er eine Schwächung des Milizprinzips bedeute. In der Erweiterung
der Einsatzmöglichkeiten in Schulen ortete Geissbühler "Verzweiflung": man wisse
offenbar nicht, wo die vielen Zivildienstleistenden unterzubringen seien. Überdies solle
ein sich in Erarbeitung befindlicher Expertenbericht zur Zukunft der Dienstpflicht
abgewartet werden, bevor derartige Neuerungen an die Hand genommen werden. Die
Eintretensdebatte gestaltete sich in der Folge äusserst emotional, wobei sich
altbekannte Muster zeigten. Die Linke war für einen ausgebauten Zivildienst, die Rechte
zeigte sich skeptisch und die Mitte eher pragmatisch mit einer Tendenz hin zur
Unterstützung der Regierungsvorlage. Sogar die Abschaffung der Armee wurde
prognostiziert, ehe in der Eintretensabstimmung doch eine komfortable Mehrheit von
137 gegen 48 Stimmen für Eintreten resultierte. Die 48 ablehnenden Stimmen stammten
dabei von der geschlossen stimmenden SVP-Fraktion ab.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.05.2015
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Auch die Detailberatung erwies sich in der Folge als langwierig, wobei die SVP weiterhin
darum bemüht war, jede mögliche Attraktivitätssteigerung des Zivildienstes zu
verhindern. Es waren jedoch nicht nur Minderheitsanträge, die für Diskussionen
sorgten. Zunächst wurde über den Vorschlag der Regierung debattiert,
Zivildienstleistende in Schulen einzusetzen. Dies zuzulassen schien der
Kommissionsmehrheit unnötig, da das Schulsystem auch ohne "Assistenten"
auskomme. Es sei überdies auch nicht möglich, einen geregelten Tagesverlauf zu
garantieren und das Tätigkeitsfeld für "Zivis" sei zu wenig deutlich abgesteckt. Eine
Minderheit van Singer (gp, VD) wollte mit Unterstützung der Fraktionen der SP und der
GLP am bundesrätlichen Vorschlag festhalten. Mit 94 zu 82 Stimmen fiel die
Abstimmung knapp zugunsten der Kommissionsmehrheit aus, womit die
Einsatzmöglichkeit in Schulen aus der Vorlage gestrichen wurde. Weiter gaben die
Auslandeinsätze Anlass zu Diskussionen, wobei zwei Aspekte zur Debatte standen. Eine
Minderheit II Geissbühler (svp, BE) wollte Auslandeinsätze generell aus der Bestimmung
streichen, eine Minderheit I Schläfli (cvp, SO) wollte die Modalitäten um die
Freiwilligkeit solcher Einsätze anpassen, sie jedoch generell weiterhin zulassen. Dabei
ging es um die Einwilligung der Dienstleistenden, die zwar für Auslandeinsätze
abgegeben werden muss, nicht jedoch für Einsätze im grenznahen Ausland. Der
Gesetzesentwurf sollte dahingehend angepasst werden, dass Dienstleistende auch für
Einsätze im Grenzgebiet ihre Einwilligung geben müssen und nicht dazu verpflichtet
werden können. Beide Anträge blieben erfolglos. Damit bleiben Auslandeinsätze
möglich und eine Einwilligung der Zivis ist nicht einzuholen, sofern es sich um Einsätze
im grenznahen Ausland handelt. Ein weiterer Minderheitsantrag Fehr (svp, ZH) wollte
den Zeitpunkt des Wechsels vom Militär- in den Zivildienst restriktiver regeln. Gemäss
Entwurf können Militärdienstpflichtige jederzeit ein Gesuch um Umteilung stellen, die
SVP wollte hingegen durchsetzen, dass nur innerhalb der ersten sechs Wochen vor
Beginn, oder aber nach Abschluss der Rekrutenschule Wechsel möglich sein sollen.
Hans Fehr ortete in der skizzierten Regelung ein "Jekami" und hielt fest, die zwei
vorgeschlagenen Zeitpunkte öffneten genügend Spielraum, um sich - auch nach
vollendeter RS - noch für einen Zivildienst zu entscheiden. Das Ratsplenum fügte sich
jedoch der Meinung der Kommissionsmehrheit und folgte so dem Bundesratsentwurf.
Weitere, weniger bedeutende Minderheitenanträge blieben ebenfalls erfolglos, womit
der Gesetzesentwurf mit den erwähnten Änderungen mit 122 zu 45 Stimmen zur
Weiterbehandlung dem Zweitrat überwiesen wurde. Auch in der Gesamtabstimmung
stimmte die SVP Fraktion geschlossen gegen den Gesetzesentwurf. 2

In der Herbstsession gelangte das vom Nationalrat leicht abgeänderte Bundesgesetz
über den zivilen Ersatzdienst in die Kleine Kammer. Kommissionssprecher Eder (fdp,
ZG) eröffnete die Debatte mit den Anträgen der SiK-SR. Dort war Eintreten unbestritten
und die Beratungen führten zu einer Differenz zum Nationalratsbeschluss: Die dort aus
der Vorlage herausgestrichene Einsatzmöglichkeit im Schulwesen wurde wieder
eingefügt, was der ursprünglichen Absicht des Bundesrates entsprach. Mit 6 zu 4
Stimmen ohne Enthaltung war dieser Antrag in der Kommission gefasst worden. Die
Begründung lag in der positiven Vernehmlassung der Vorlage, bei der sich eine Mehrheit
der Kantone und Parteien für diesen Einsatzbereich ausgesprochen hatten. Die
Befürchtung, dass "Zivis" in den Schulen Unterrichtsverantwortung übernehmen und
dadurch Lehrpersonen ersetzen würden, sei unbegründet und zudem vom Bundesrat in
der Zivildienstverordnung unterbunden worden. Die Schulen würden damit auch nicht
gezwungen, "Zivis" einzusetzen. Ebenso bliebe die kantonale Schulhoheit gewährleistet,
was für die Kantonsvertreter ein wichtiges Kriterium darstellte. Noch offener Punkt war
allerdings die Regelung, wie während der Schulferienzeit mit den "Zivis" umgegangen
werden kann, respektive wie deren Einsatztage während den unterrichtsfreien Perioden
angerechnet würden. Die Ausarbeitung für eine hierzu notwendige Regelung wurde von
Bundesrat Schneider-Ammann in Aussicht gestellt. Nach einigen Ergänzungen wurde
diese Passage wieder in die Gesetzesvorlage aufgenommen.
Der Gesetzesentwurf war grossmehrheitlich unbestritten und nur vereinzelte
Bestimmungen wurden im Ständerat eingehender besprochen. Neben dem Einsatz an
Schulen wurden auch die Finanzhilfen zugunsten der Einsatzbetriebe diskutiert. Eine
Minderheit Bieri (cvp, ZG) beantragte dem Plenum, die Institutionen der
Kulturgütererhaltung (Denkmalpflege) als weitere subventionsberechtigte
Einsatzbetriebe zu berücksichtigen, nebst dem Umwelt- und Naturschutz, der
Landschaftspflege und dem Wald. Als Einsatzbereich ist die Kulturgütererhaltung
bereits vorgesehen, deren Leistungserbringer sind jedoch noch von Finanzhilfen
ausgenommen. Neben der vom Bundesrat neu eingeführten Berücksichtigung von
Waldwirtschaftsbetrieben wollte die Minderheit eben auch die Denkmalpflege
berücksichtigt wissen. Kommissionssprecher Eder (fdp, ZG) entgegnete, dass mit

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.09.2015
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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lediglich 4 Prozent der Zivildiensteinsätze im Bereich der Kulturgütererhaltung das
Bedürfnis dafür nicht gegeben sei. Entsprechend hatte die Kommission das Anliegen
mit 6 zu 3 Stimmen verworfen. Darüber entfachte sich eine längere Debatte, die sich
etwas vom eigentlichen Gegenstand, den Finanzierungshilfen für Einsatzbetriebe,
entfernte: Auf einmal war die Zweckmässigkeit von Zivildiensteinsätzen im Bereich der
Kulturgütererhaltung selbst Inhalt der Voten. Abschliessend wurde diese Passage
jedoch gemäss Minderheitsantrag mit 36 zu 8 Stimmen in die Gesetzesvorlage
aufgenommen. Diese Änderung und die Wiederaufnahme der Schulen als Einsatzort
waren somit die zwei verbleibenden Differenzen, über die der Nationalrat erneut
befinden muss. Mit 38 Stimmen und 5 Enthaltungen wurde das Geschäft der grossen
Kammer überwiesen. 3

Das Bundesgesetz über den zivilen Ersatzdienst wurde noch in der Herbstsession vom
Nationalrat zum zweiten Mal beraten. Dort sah man sich mit zwei Änderungen aus dem
Ständerat konfrontiert: die wiedereingeführte Möglichkeit, an Schulen Zivildienst zu
leisten sowie die Ausweitung der Finanzhilfen auf die Kulturgütererhaltung. Letztere
war unbestritten und die Debatte drehte sich um die Schulen. Eine Minderheit Fehr
(svp, ZH) ersuchte den Nationalrat, an seinem früheren Entscheid festzuhalten und
weiterhin Einsätze an Schulen auszuschliessen. Dabei ging es um Bedenken bezüglich
der Rollenverteilung in den Klassenzimmern und explizit auch darum, den Zivildienst
nicht "noch attraktiver" zu machen und so gegebenenfalls gegen die Armee zu arbeiten.
Die darauf folgende Debatte gestaltete sich äusserst emotional. Für und Wider die
"Zivis" in Schulen hielten sich einigermassen die Waage, wobei die Rechtsbürgerlichen
gegen den Passus waren und Links-Grün für den Einsatz an Schulen und damit für die
Bundesratsvorlage. In der Gesamtabstimmung obsiegte die Kommissionsmehrheit mit
97 zu 87 Stimmen bei 5 Enthaltungen relativ knapp und zur Unzufriedenheit der SVP
wurde damit diese Differenz zum Ständerat ausgeräumt. 
In der Schlussabstimmung wurde die Vorlage im Nationalrat mit 135 zu 57 Stimmen
angenommen (4 Enthaltungen) und der Ständerat verabschiedete das Geschäft mit 39
zu 4 Stimmen. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.09.2015
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Änderung des Zivildienstgesetzes (Mo.
17.3006)

Zivildienst und Dienstverweigerung

Die sicherheitspolitische Kommission des Nationalrates hatte Anfang 2017 eine Motion
eingereicht, um die Attraktivität des Zivildienstes gegenüber der Armeedienstleistung
zu verringern. Mit dem Vorstoss sollte das Zivildienstgesetz angepasst werden, um die
Anrechenbarkeit von Militärdiensttagen an den Zivildienst einzuschränken. Die
Massnahme zielte auf Dienstleistende, die eine Rekrutenschule begonnen haben, zu
einem späteren Zeitpunkt jedoch noch in den Zivildienst wechseln wollen. Mit der
Änderung soll nur noch die Hälfte der bereits geleisteten Diensttage angerechnet
werden können. Die übrigen verbleibenden Tage würden danach mit dem Faktor 1,5
multipliziert, was die „neue” Anzahl zu leistender Tage ergäbe. Damit würde sich die
Berechnung der Gesamtanzahl an zu leistenden Diensttagen verändern. Die Motion trug
die Handschrift der bürgerlichen Mehrheit in der SiK, entsprechend stellte sich eine
linke Minderheit Fridez (sp, JU) gegen die Motion.
Der Bundesrat hielt den Vorschlag für eine effektive Lösung, um die Wechsel von der
Armee zum Zivildienst zu moderieren, dennoch wurde die Motion zur Ablehnung
empfohlen. Nicht nur weil die Departemente (WBF und VBS) bereits daran seien,
Mutationen im Dienstpflichtsystem zu beobachten und geeignete Instrumente zu
prüfen, sondern auch, weil die Regierung den vorgeschlagenen Weg als
unverhältnismässig erachtete: es käme einer eigentlichen Sanktion gleich. Ferner
bezweifelte der Bundesrat die Einhaltung des Rechtsgleichheitsgebots. Das Ziel, die
Tauglichkeitsquote der Stellungspflichtigen zwischen 64% und 67% einzupendeln, blieb
jedoch für den Bundesrat gültig, weswegen andere Massnahmen, als die in der Motion
vorgeschlagenen, geprüft werden sollten, um diese Vorgabe einhalten zu können.
In der Sommersession befasste sich der Nationalrat mit dem Vorstoss und SiK-Sprecher
Clottu (svp, NE) äusserte die Absicht der Motion unverblümt: Es ginge darum, den
Wechsel in den Zivildienst für Armeeangehörige unattraktiver zu gestalten. Er
beanstandete ferner die mannigfaltigen Gründe, die von den Wechselnden angegeben
würden und sah darin durchaus auch Bequemlichkeit und andere Motive, die nichts mit

MOTION
DATUM: 15.06.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Gewissenskonflikten zu tun hätten. Die Zahl der Armeeangehörigen, die in den
Zivildienst wechselten sei zunehmend, was die Armeebestände gefährde. Clottu sah
darin auch einen Konflikt mit dem Willen des Gesetzgebers, der die Dienstpflicht
eingeführt hatte, um Sicherheit zu schaffen. Auf dieses Votum hin gab es ein
Wortgefecht zwischen Clottu und Mitgliedern der Kommissionsminderheit, die gegen
die Motion waren. Gerade die physische und psychische Intensität des Zivildienstes und
der Wert für die Gesellschaft wurden dabei angesprochen. Es ging im gleichen Stil
weiter, auch nachdem der zweite Kommissionssprechers Müller (fdp, SG) versuchte
hatte, sich in seinem Votum auf Zahlen und Fakten zu beschränken. Gemäss Ansicht des
Kommissionssprechers handelte es sich bei den vorgeschlagenen Massnahmen der
Motion – der Verlängerung der Dienstpflicht bei einem Wechsel – um ein Korrektiv und
nicht um eine Strafe. Seine Argumentation umfasste auch einen ökonomischen Aspekt,
nämlich dass der Staat in die Ausbildung der Rekruten investiere. Folglich bedeute
jeder Wechsel eines vormaligen Armeeangehörigen eine Fehlinvestition, die es zu
beheben gelte. Nach diesem Votum gab es eine regelrechte Fragenkaskade an Müller,
der sich jedoch nicht ins Bockshorn jagen liess. Motionsgegner, vorwiegend aus der
linken Ratsecke, deuteten in ihren Fragen an, dass seitens der Kommissionsmehrheit
versucht werde, den Zivildienst schlechtzureden. Diese Unterstellung stritt der St.
Galler jedoch vehement ab und er berief sich auch auf den Standpunkt, dass sowohl die
SiK-Mehrheit als auch die Regierung Handlungsbedarf sähen.
Bundesrat Schneider-Ammann (zur Erinnerung: die Zuständigkeit über den Zivildienst
obliegt immer noch dem WBF) schloss die Debatte mit seinem Votum. Es gelang ihm
aber nicht, dem Plenum die ablehnende Haltung der Regierung überzeugend zu
schildern, denn die grosse Kammer stimmte der Motion schliesslich zu. Mit 110 zu 66
Stimmen und 6 Enthaltungen ging das Geschäft an den Ständerat. 5

Die von der SiK des Nationalrates initiierte und vom Plenum auf den Weg gebrachte
Änderung des Zivildienstgesetzes musste Anfang 2018 auch noch vom Ständerat
behandelt werden. Dessen sicherheitspolitische Kommission wollte jedoch in der
kleinen Kammer beliebt machen, die Behandlung des Vorstosses vorerst noch
auszusetzen, weil der Bundesrat in der Zwischenzeit einen entscheidenden Schritt
gemacht hatte, in dem entschieden wurde, dass die Zulassungen zum Zivildienst
generell reduziert werden sollen. Dafür wurde eine Revision des Zivildienstgesetzes –
was diese Motion im Kern ja verlangt – in Auftrag gegeben. Das WBF wird sich im Laufe
des Jahres damit auseinandersetzen und per Herbst 2018 eine Vernehmlassungsvorlage
vorlegen müssen. Vorgabe dafür war, dass die Mindestanzahl von 150 zu leistenden
Diensttagen im Zivildienst festgesetzt und zusätzlich eine Wartefrist festgelegt werden
soll: AdA, die nach abgeschlossener RS in den Zivilidienst wechseln wollen, sollen erst
nach einer Frist von 12 Monaten einen entsprechenden Antrag stellen dürfen. Weil
dieser Gesetzesentwurf nicht vor 2019 erwartet wird, beantragte die SiK dem Plenum,
die Motion zu sistieren. Es gab jedoch innerhalb der Kommission auch Stimmen, die
sich für eine Beschlussfassung einsetzten, weil man die Motion grundsätzlich ablehnte.
Der Rat folgte jedoch der Kommissionsmehrheit und hielt die Motion offen, bis sie zu
einem späteren Zeitpunkt wieder behandelt werden kann.

Bevor die Ständerätinnen und Ständeräte jedoch diesen Beschluss mit 26 zu 12
Stimmen fassten, entfachte sich noch eine kurze Diskussion dazu.
Kommissionssprecher Kuprecht (svp, SZ) äusserte sich indes nicht materiell zur Vorlage,
sondern beschränkte sich auf die Schilderung der unternommenen Schritte. Es mache
keinen Sinn vorzugreifen, da entsprechende Forderungen der Motion in die
Vernehmlassungsvorlage einfliessen sollen. Seitens der Kommissionsminderheit wurde
auch in der kleinen Kammer moniert, dass man den Zivildienst nicht „schlecht machen
dürfte” und Ständerat Hêche (sp, JU) zeigte sich besorgt, dass die vorliegende Motion
„fatal” für den Zivildienst sei. Er kritisierte ferner auch die Meinung „einiger
Parlamentarier”, die glaubten, dass der Zivildienst aus Bequemlichkeit gewählt werde.
Sein Parteigenosse Berberat (sp, NE) äusserte eine weitere Überlegung: Er glaubte, dass
die Motion gar einen konträren Effekt haben könnte. Die Befürchtung war, dass
unentschiedene Stellungspflichtige – im Wissen, dass ein späterer Wechsel von der
Armee in den Zivildienst unattraktiv sein würde – von vornherein den Zivildienst
bevorzugen würden. Es gebe genügend Ärzte, die eine Militärdienstuntauglichkeit
bescheinigten, so der Neuenburger weiter. Dass die Motion schliesslich tatsächlich
sistiert worden ist, kann auch auf die Ausführungen des Wirtschaftsministers
zurückzuführen sein, der die Eckpunkte der angesprochenen Gesetzesrevision darlegte
und entsprechend um die Sistierung durch den Ständerat gebeten hat. 6

MOTION
DATUM: 12.03.2018
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Die Zustimmung zur Sistierung der Kommissionsmotion der SiK-NR bezüglich einer
anvisierten Änderung des Zivildienstgesetzes war im Nationalrat eine reine Formsache,
zumal auch die lancierende Kommission selbst dem eigenen Rat die Sistierung
empfohlen hatte. Wie auch der Ständerat war man in der nationalrätlichen Kommission
vorerst zum Schluss gekommen, man solle den Prozess um die Revision des
Zivildienstgesetzes abwarten. Die Stossrichtung der Motion wurde durch die Mehrheit
der Sicherheitspolitikerinnen und -politiker jedoch nach wie vor gutgeheissen. Eine
Minderheit stellte hingegen die gesamte Revision infrage. Der Antrag zur Sistierung war
mit 13 zu 7 Stimmen gefasst worden, drei Kommissionsmitglieder hatten sich enthalten.
Im Nationalrat bedurfte es dann keiner Diskussion, stillschweigend wurde die Sistierung
beschlossen. 7

MOTION
DATUM: 04.06.2018
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Seit der Einreichung der Motion 2017 hatte der Bundesrat die durch die SiK-NR
angestossene Änderung des Zivildienstgesetzes an die Hand genommen. Die in der
ZDG-Revision vorgesehenen Anpassungen beinhalteten die beim Zivildienst nötigen
Änderungen, die Motion der Schwesterkommission könne daher abgelehnt werden,
befand die sicherheitspolitische Kommission des Ständerates im April 2019 und
empfahl die Motion zur Ablehnung. Dies war jedoch nicht der einzige Grund für den
Ablehnungsantrag: Die SiK-SR war ferner der Meinung, dass die Motion inhaltlich viel zu
weit gehe. Falls es aber nach wie vor Anliegen gebe, die über den vorgelegten
Gesetzesentwurf hinausgingen, könnten diese immer noch im parlamentarischen
Verfahren zum ZDG eingebracht werden.
In der Herbstsession 2019 hielt sich der Ständerat nicht lange mit dem Geschäft auf. Im
Nachgang an die Behandlung der ZDG-Revision wurde die Motion nach kurzen
Ausführungen von Kommissionssprecher Dittli (fdp, UR) und von Bundesrat Parmelin
stillschweigend abgelehnt. 8

MOTION
DATUM: 11.09.2019
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Freiwilliger Zivildienst für Frauen (Iv. ka
13.308)

Zivildienst und Dienstverweigerung

Der Kanton Waadt hatte Mitte 2013 eine Standesinitiative eingereicht, die forderte, dass
für Frauen ein freiwilliger Zivildienst ermöglicht werde. Mit der Abschaffung der
Gewissensprüfung sei es Männern seit 2009 quasi freigestellt, statt dem Militärdienst
einen Zivildienst zu erbringen. Dies soll auch jungen Frauen ermöglicht werden. Neben
der freiwilligen Dienstleistung in der Armee soll auch der Direkteinstieg in den
Zivildienst möglich sein. Unter der gegenwärtigen Regelung kann eine Frau nur im Laufe
des Militärdienstes in den Zivildienst wechseln; hier ortete man eine Diskriminierung.
Im Zivildienst wurde eine grosse Chance gesehen, nicht nur bezüglich der zu
erbringenden Dienste, sondern auch für die Frauen selbst, die da ihr Netzwerk
erweitern, eine Fremdsprache erlernen und sich weitere nützliche Fähigkeiten fürs
Erwerbsleben aneignen könnten. Vertreterinnen und Vertreter des initiierenden
Kantons sahen mit dem Vorstoss einen Weg, die Palette der Freiwilligenleistungen für
Frauen zu ergänzen.

Die erstbehandelnde sicherheitspolitische Kommission des Ständerates hatte sich noch
im Herbst des gleichen Jahres mit der Initiative befasst und diese für nicht
behandlungsfähig gehalten. Die geforderte Änderung mehrerer Gesetze könne nicht
isoliert angegangen werden, sondern man müsse – wenn denn eine Ausweitung des
Zugangs zum Zivildienst ins Auge gefasst werden würde – viele weitere Aspekte gleich
mitprüfen. Dies betreffe beispielsweise die Zulassung von militärdienstuntauglichen
Männern – um zum Zivildienst zugelassen zu werden, muss man gemäss geltendem
Recht militärdiensttauglich sein – oder von ausländischen Einwohnerinnen und
Einwohnern, liess die SiK-SR verlauten. Damit betreffe eine solche Gesetzesrevision die
gesamte Dienstpflicht. Sie erinnerte auch daran, dass die Abschaffung der Wehrpflicht
in der Volksabstimmung vom 22. September 2013 abgelehnt worden war und dass daran
also nach dem Willen der Stimmbevölkerung vorerst nichts geändert werden solle.
Gleichwohl habe die Regierung bereits vor besagter Abstimmung angekündigt, dass die
Ausgestaltung der allgemeinen Wehrpflicht überprüft werden solle, was unter anderem
auch die von der Waadt geforderte Öffnung des Zivildienstes für Frauen subsumierte.
Da sich noch während längerer Zeit eine Studiengruppe mit diesen Entwicklungen
befassen würde, wollte man seitens der Kommission noch abwarten. Dies mündete im

STANDESINITIATIVE
DATUM: 10.11.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Antrag an die kleine Kammer, die Behandlung der Standesinitiative noch auszusetzen.
Diesem Antrag folgte der Ständerat in der Wintersession 2013 diskussionslos.

Das Einverständnis zur Sistierung der Initiative aus dem Nationalrat war im Anschluss
Formsache, nachdem seine SiK-NR ebenfalls einen entsprechenden Antrag gestellt
hatte. Ohne weitere Diskussionen wollte auch die Volkskammer noch die laufenden
Arbeiten abwarten.

Erst Anfang 2018 kam das Geschäft wieder auf die Tagesordnung der eidgenössischen
Räte. Zunächst musste die SiK-SR wieder Stellung nehmen. Obwohl eine frühere
Behandlung der Standesinitiative angestrebt worden war, kam man erst 2018 wieder
darauf zurück, weil unter anderem die Standpunkte der Schwesterkommission zum
Schlussbericht zur künftigen Ausgestaltung der Dienstpflicht der vom VBS eingesetzten
Studiengruppe abgewartet wurden. Zwischenzeitlich hatte sich ferner konkretisiert,
dass der Bundesrat eine Teilrevision des Zivildienstgesetzes in Angriff nehmen wolle,
die wiederum die gleichen Aspekte zur Disposition stellen wird, wie sie hier vom Kanton
Waadt angeregt worden waren. Weil nun der Fahrplan für die Gesetzesrevision einen
Vernehmlassungsentwurf innert Jahresfrist und eine Behandlung im Parlament nicht
vor 2019 vorsah, wollte die ständerätliche SiK wiederum auf die Behandlung verzichten
und die Initiative weiterhin sistiert lassen. Auch diesem Antrag folgte die
Ständekammer; ein Beschluss, der nach kurzer Berichterstattung von
Kommissionssprecherin Savary (sp, VD) gefasst wurde.

Dass auch die SiK des Nationalrates für eine Sistierung plädierte, überraschte kaum. Mit
19 zu 4 Stimmen und einer Enthaltung war der Antrag recht gut abgestützt. Man war
nicht nur weitgehend gleicher Meinung wie die SiK des Ständerates, sondern hatte auch
weitere Aspekte im Hinterkopf. So war die Mehrheitsmeinung in der SiK-NR, dass man
die Weiterentwicklung der Armee (WEA) und die Sicherung der Armeebestände
vorrangig behandeln wolle. Zudem befürchteten einige Kommissionsangehörige, dass
vermehrte Zulassungen zum Zivildienst am Substrat der Militärdienstpflichtigen nagen
würden, weswegen eine Revision des ZDG als dringlich empfunden wurde. Die
Meinungen bezüglich der Eingliederung weiblicher Zivildienstleistender waren geteilt.
Der Nationalrat folgte seiner Kommission in der Sommersession 2018 und schob damit
die Behandlung der Initiative weiterhin auf. 9

Lors de sa séance du 2 mai 2025, la Commission de la politique de sécurité du Conseil
des Etats (CPS-CE) a proposé à son conseil par 6 voix contre 1 et 0 abstention de ne pas
donner suite à l'initiative déposée par le canton de Vaud demandant à ce que les
femmes puissent effectuer un service civil sur une base volontaire. La commission a
considéré que la motion qu'elle a elle-même déposée, exigeant l'introduction aussi
rapide que possible du modèle de l'obligation de servir dans la sécurité, répondait
suffisamment aux demandes de l'initiative déposée par le canton de Vaud. 10

STANDESINITIATIVE
DATUM: 02.05.2025
ANTOINE LÉVÊQUE

Bundesrat will Zulassungen zum Zivildienst
drastisch einschränken (BRG. 19.020)

Zivildienst und Dienstverweigerung

Im November 2017 kündigte der Bundesrat an, die Anzahl Zulassungen zum Zivildienst
verringern zu wollen. Er kam dabei nicht nur Forderungen aus dem Parlament entgegen,
sondern setzte auch seine eigene Linie fort. Aufgrund der starken Zunahme von
Zulassungen in den Zivildienst von 4'670 im Jahr 2011 auf 6'169 im Jahr 2016 sah der
Bundesrat insofern Handlungsbedarf, als er befürchtete, dass die nachhaltige
Sicherstellung des Personalbedarfs der Armee gefährdet war. Im Fokus standen dabei
gerade auch «Wechselwillige», also AdA, die nach Antritt des Militärdienstes respektive
nach Abschluss der RS noch in den Zivildienst wechseln wollten. Das WBF wurde mit der
Ausarbeitung einer entsprechenden Gesetzesrevision beauftragt, die bis zum Frühjahr
2018 bereit für die Vernehmlassung sein würde. Die Regierung wollte dies so
ausgestaltet wissen, dass einerseits eine Mindestanzahl von zu leistenden Diensttagen
im Zivildienst eingeführt und andererseits eine Wartefrist stipuliert werden sollte. Die
beabsichtigte Zahl an Zivildiensttagen lag für den Bundesrat bei 150, ungeachtet der bis
dahin geleisteten Diensttage innerhalb der Armee. Bezüglich einzuführender Wartefrist
schätzte der Bundesrat ein Jahr als geeignet ein. Frühestens 12 Monate nach Abschluss

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.11.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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der Rekrutenschule soll also ein Militär sein Gesuch um Wechsel einreichen können.
In seiner Kommunikation war der Bundesrat direkt: Es gehe um die Verringerung der
Anzahl Armeeangehöriger, die einen Wechsel in den Zivildienst anstrebten. Dies wurde
von der Linken als reine Schikane ausgelegt. Lisa Mazzone (gp, GE) äusserte sich
gegenüber dem Tages-Anzeiger kritisch. Die anvisierten Massnahmen seien respektlos
gegenüber den Zivildienstleistenden und sie gefährdeten die Idee des Zivildienstes. Der
Zivildienstverband Civiva, deren Präsidentin Mazzone ist, kündigte bereits an, das
Referendum zum ZDG ergreifen zu wollen. 11

Im Juni 2018 gab der Bundesrat den Entwurf zum revidierten Zivildienstgesetz in die
Vernehmlassung. Es gehe mit dem neuen Gesetz darum, die Gefährdung der
Armeebestände durch den Zivildienst zu verringern, die laut dem Bundesrat drei
problematischen Phänomenen geschuldet sei: Erstens würden die Zulassungen zum
Zivildienst generell zunehmen, zweitens betreffe dies insbesondere die hohe Zahl
Armeeangehöriger, die einen Wechsel in den Zivildienst anstrebten, und drittens sei
der Abgang von Fachspezialisten und Armeekadern zum Zivildienst problematisch.
Sieben Massnahmen wurden im Gesetzesentwurf skizziert, die eine substanzielle
Senkung der Anzahl Zulassungen zum Zivildienst bewirken sollen. Diese waren, neben
den bereits im vergangenen Herbst kommunizierten Vorschlägen zur Erhöhung der
Mindestanzahl zu leistender Tage auf 150 und einer Wartefrist von 12 Monaten, um ein
Wechselgesuch stellen zu können, folgende: Als dritte Hürde sollte eine Angleichung
des Berechnungsfaktors für verbleibende Diensttage für Unteroffiziere und Offiziere
erfolgen; auch sie sollen einen 1.5 Mal so langen Zivildienst wie Militärdienst leisten
müssen (genauso wie AdA in den Mannschaftsgraden). Damit soll der Abgang von Kadern
eingedämmt werden. Als vierte Massnahme wurde vorgesehen, dass Mediziner nicht
länger in ihrem Arbeitsbereich, also als Arzt, Zivildienst leisten dürfen. Dies würde dem
Grundsatz entsprechen, dass der Zivildienst nicht genutzt werden darf, um die eigene
Aus- oder Weiterbildung zu begünstigen. Fünftens sollen AdA ohne Restdiensttage
(Ausbildungstage), die jedoch noch immer für einen Assistenz- oder Aktivdienst
aufbietbar sind und die Schiesspflicht erfüllen müssen, nicht mehr zum Zivildienst
zugelassen werden. Weiter bestand die Absicht, eine jährliche Einsatzpflicht ab
Zulassung zum Zivildienst einzuführen. Hierbei gelte es, gleiche Bedingungen wie für
den Militärdienst zu schaffen. Dort finden die WK in der Regel im Jahresrhythmus statt.
Letzter Punkt, in dem das ZDG angepasst werden sollte, war eine neue Bedingung
bezüglich der Erfüllung des sogenannten langen Einsatzes. Dieser muss neu im Jahr
nach der Zulassung zum Zivildienst beendet sein. Dies bedeutet eine Fristverkürzung
gegenüber der herrschenden Rechtslage, in der die Dienstleistenden noch drei Jahre
Zeit haben.
Gleichentags wurden diverse Medienmitteilungen veröffentlicht. Der Zivildienstverband
Civiva äusserte sich wie erwartet äusserst kritisch. Civiva kritisierte die Änderungen als
Ungleichbehandlung der Dienstpflichtigen und erklärte, der Bundesrat stelle das
fundamentale Recht auf einen zivilen Ersatzdienst fundamental infrage. Erneut zeigte
sich der Verband bereit, das Gesetz mittels Referendum zu bekämpfen. Ähnlich
äusserte sich die SP, welche die Gesetzesrevision als Angriff auf den bewährten
Zivildienst bezeichnete. Die Partei nannte die «Abschreckungsmassnahmen» eine
Schikane. Die bürgerlichen Parteien publizierten keine Statements und waren – anders
als im Parlament, wo sie generell für Verschärfungen bezüglich des Zivildienstes
einstehen – im Moment der Vernehmlassungseröffnung erstaunlich zurückhaltend. 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.06.2018
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Le DEFR a récolté 205 avis lors de la procédure de consultation du projet de
modification de la loi sur le service civil (LSC). Hormis les cantons de Vaud et de Bâle-
Ville, qui ne se sont pas exprimés, l'ensemble des cantons s'accordaient pour réviser le
droit du service civil. L'UDC, l'UDF, le PLR, le PDC, la CG MPS, la Conférence nationale
des Associations militaires faîtières, l'USAM et la SSO estimaient nécessaire d'agir. Les
partis précités et la plupart des cantons soutenaient les sept mesures présentées dans
le projet – un minimum de 150 jours de service civil à accomplir, un délai d'attente d'un
an entre le dépôt de la demande et l'admission pour les militaires incorporés, un
facteur d'1.5 pour les officiers et sous-officiers, interdiction des affectations
nécessitant des études de médecine humaine, dentaire ou vétérinaire, pas d'admission
de militaires n'ayant plus de jours de service à accomplir, l'obligation d'accomplir une
période d'affectation par année dès l'entrée en force de l'admission, l'obligation pour
les requérants ayant déposé leur demande pendant l'école de recrue de terminer leur
affectation longue au plus tard pendant l'année civile qui suit l'entrée en force de la
décision d'admission. Selon eux, il faudrait aller encore plus loin.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.02.2019
DIANE PORCELLANA
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La gauche de l'échiquier politique, le PEV, le Parti Bourgeois-Démocratique, trois
cantons (GR, ZG, NW), plusieurs associations et la majorité des établissements
d'affectation ont rejeté le projet. Selon ces acteurs, excepté les cantons, il ne serait pas
nécessaire d'intervenir. D'après leurs arguments, la révision de la loi contredirait le
droit international et la Constitution fédérale (violation du principe d'égalité, de
l'interdiction de l'arbitraire et de proportionnalité), les effectifs de l'armée ne seraient
pas menacés, les cantons et les communes supporteraient davantage de charges en cas
de diminution du nombre de civilistes, etc. 

Dans son message, le Conseil fédéral a ajouté une huitième mesure, demandée par une
partie des acteurs consultés, à savoir l'interdiction des affectations à l'étranger. En
raison des résultats contrastés, il n'a pas souhaité durcir davantage les conditions
d'accès au service civil. Face à la critique d'un manque de vue d'ensemble du système
de l'obligation de service, il a rappelé l'existence du rapport «Avenir de l'obligation de
servir» et que la révision de la loi fédérale sur la protection de la population et sur la
protection civile serait transmise au Parlement. Il a ordonné une analyse relative au
renouvellement des effectifs de l'armée et de la protection civile. Selon les conclusions,
il pourrait proposer d'autres modifications du système de l'obligation de servir. La mise
en œuvre de la loi est prévue pour mai 2020. 13

La CPS-CE avait proposé à sa chambre l'entrée en matière et l'approbation de sept des
huit mesures figurant dans le projet de révision de la loi sur le service civil (LSC), par 9
voix contre 2 et par 7 voix contre 3 et 1 abstention. L'affectation de civilistes à l'étranger
devait être préservée, puisque cela ne concernait qu'un petit nombre d'affectations et
que sa suppression n'impacterait pas l'objectif recherché. Le délai d'attente de 12 mois
avait été approuvé de justesse, grâce à la voix prépondérante du président. Plusieurs
propositions de minorité avaient été déposées, pour ne pas entrer en matière et pour
rejeter la plupart des mesures du projet. Un mois plus tard, la CPS-CE décidait de
suspendre son examen suite à la demande de la CG MPS. Elle délègue la tâche d'étudier
l'éventualité de regrouper le service civil et la protection civile au DEFR, DDPS et aux
cantons.
Lors du passage au Conseil des Etats, la gauche a refusé d'entrer en matière sur le
projet. Selon elle, le projet a un caractère punitif et les mesures sont
disproportionnées. Les mesures n°4 et 5, relatives aux affectations nécessitant des
études de médecine humaine, dentaire ou vétérinaire et à l'admission de militaires
n'ayant plus de jours de service à accomplir, ont été approuvées par 23 voix contre 15
et 1 abstention et par 27 voix contre 9 et 3 abstentions. La proposition de la majorité
d'approuver un facteur multiplicateur de 1.5 aux officiers et sous-officiers, a également
été suivie par 26 voix contre 12. Le délai de 12 mois a été accepté par 20 voix contre 18
et 1 abstention. Enfin, les sénatrices et les sénateurs ont, comme leur commission,
rejeté la mesure relative à l'affectation à l'étranger. Au final, le Conseil des Etats s'est
distancé du projet du Conseil fédéral seulement sur la mesure rajoutée suite à la
procédure de consultation. En vote d'ensemble, le projet a été adopté par 26 voix
contre 11 et 2 abstentions. 14

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.09.2019
DIANE PORCELLANA

A l'instar de la CPS-CE, la CPS-CN propose, par 15 voix contre 9, d'entrer en matière sur
le projet de révision de la loi sur le service civil (LSC). Une minorité prédit que le projet
entraînera une augmentation des départs par la voie sanitaire, soit l'acquittement de la
taxe militaire au lieu d'un service à la collectivité. Pour une autre, il faudrait examiner
les effets du DEVA et attendre les résultats du groupe de travail ad hoc mandaté par le
DDPS avant de durcir la loi sur le service civil. Contrairement à l'autre chambre, la
majorité de la commission souhaite supprimer les affectations à l'étranger. D'une part,
cette possibilité engendre des coûts administratifs disproportionnés. D'autre part, les
civilistes pourront toujours travailler dans la coopération et le développement depuis la
Suisse. Une minorité reprend l'argument du faible impact du maintien de ce type
d'affection, avancé par la CPS-CE. Les autres mesures ont également été très discutées
et ont fait l'objet de propositions de minorité. Par 16 voix contre 8, la commission a
approuvé la révision en vote d'ensemble. 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.10.2019
DIANE PORCELLANA
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Le Conseil national soutient le durcissement des conditions d'admission au service
civil, par 102 voix contre 92. Contre l'avis de sa commission et du Conseil fédéral, il
désapprouve, avec 97 contre 95 et 2 abstentions, la suppression des affectations à
l'étranger. Toutefois, il se distancie de la position du Conseil des Etats en refusant, par
123 voix contre 68, le délai de douze mois imputé aux militaires incorporés dans l'armée
pour la libération de l'obligation d'accomplir leur service militaire. Alors que cette
mesure est jugée «punitive» pour le PS, il s'agit pour l'UDC d'une «question d'équité
avec les membres de l'armée». Quant aux autres mesures, la gauche, soutenue par les
Vert'libéraux et quelques PDC, les a toutes combattues sans succès. Ils s'étaient
également opposés à entrer en matière sur le projet de révision de loi sur le service civil
(LSC), notamment convaincus qu'il s'agissait d'une tentative d'affaiblir le service civil
alors que les effectifs de l'armée ne sont pas menacés.
Après s'être à nouveau penchée sur la loi, la CPS-CE décide, par 10 voix contre 3, de
maintenir le délai d'attente de douze mois pour le dépôt de la demande d'admission au
service civil après l'école de recrues. L'armée aurait ainsi assez de temps pour mener
des entretiens personnels. La majorité des membres de la commission rappelle que le
service civil est destiné aux personnes ayant un conflit de conscience. Il ne doit pas
être privilégié pour des motifs liés à la carrière ou au confort individuel. Une minorité
trouve plus pertinent d'accroître l'attrait du service militaire, plutôt que de restreindre
l'accès au service civil. 16

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.12.2019
DIANE PORCELLANA

Le Conseil des Etats maintient, par 31 voix contre 13, sa divergence avec le Conseil
national relative au délai de douze mois pour le dépôt de la demande d'admission au
service civil après l'école de recrues. Lors du débat, Guy Parmelin a rappelé que la
révision de la loi sur le service civil (LSC), et particulièrement cette mesure, visaient à
réduire considérablement les départs des militaires instruits vers le service civil. Au-
delà de la perte pour l'armée de ses investissements, les partisans de la proposition
estiment que les militaires demandant une réaffectation pour des conflits de
conscience, peuvent patienter douze mois. Du côté des opposants, le délai est trop
long et ne se justifie pas. 17

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.03.2020
DIANE PORCELLANA

La majorité de la CPS-CN propose, par 15 voix contre 10, au Conseil national d'avaliser le
délai de douze mois pour le dépôt de la demande d'admission au service civil après
l'école de recrues. Outre d'empêcher des réorientations impulsives, cette mesure
permettrait à l'armée de disposer de suffisamment de temps pour procéder à des
entretiens personnels. Pour la minorité, il s'agit d'une «chicanerie inutile». 18

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.05.2020
DIANE PORCELLANA

En début de session d'été 2020, le Conseil national s'était rallié à la position du Conseil
des Etats – en acceptant par 104 voix contre 86 – le délai de douze mois pour les
militaires s'orientant vers le service civil,  prévu dans le projet de révision de la loi sur le
service civil (LSC). Les socialistes, les Verts, les Vert'libéraux et trois parlementaires du
centre – soulignant la contribution du service civil lors de la crise du Covid-19 –
restaient opposés à la mesure. Ainsi, s'agissant du paquet de mesures proposées par le
Conseil fédéral, seule l'interdiction des affectations à l'étranger n'avait pas convaincu le
Parlement. 
Civiva, le GssA et les Verts – soutenus par le PS – avaient informé qu'ils lanceraient un
référendum.
Lors du vote final, alors que le Conseil des Etats avait accepté la réforme de la LSC – par
33 voix contre 12, avec un soutien unanime du PDC –, le Conseil national l'a enterrée
par 103 voix contre 90 et 5 abstentions. A la surprise générale, la majorité du Groupe du
centre a rejoint le camp des opposants au durcissement des conditions d'accès au
service civil. Interrogé dans les médias, le conseiller national Benjamin Roduit (pdc, VS)
invite dorénavant le Conseil fédéral à présenter un projet renforçant l'armée et le
service civil, au lieu de favoriser l'une de ces institutions au détriment de l'autre. 19

BUNDESRATSGESCHÄFT
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Accès égalitaire au service militaire (Po.
20.4446)

Militärorganisation

Le conseiller national Baptiste Hurni (ps, NE) demande un rapport concernant l'accès
au service militaire, à la protection civile et au service civil pour les personnes
souffrant d'un handicap ou d'une atteinte à la santé. Le Conseil fédéral propose
d'accepter le postulat, lequel est adopté sans discussion par le Conseil national. Selon
l'auteur, quand bien même la stratégie favorisant l'accès des personnes avec handicap
ou atteintes dans leur santé à certaines fonctions et la possibilité d'effectuer une
demande de réexamen en cas d'inaptitude, une bonne partie de cette catégorie de la
population est déclarée inapte et n'est pas exemptée de la taxe militaire. Il souhaite
également savoir pourquoi ces personnes ne pourraient pas être affectées au service
civil. 20

POSTULAT
DATUM: 19.03.2021
DIANE PORCELLANA

Suite à l'acceptation en 2021 du postulat de Baptiste Hurni concernant l'accès au
service militaire, à la protection civile et au service civil pour les personnes souffrant
d'un handicap ou d'une atteinte à la santé, l'administration fédérale a fourni un
rapport sur le sujet qui répond aux six questions posées par le postulat. 
A la première question, qui interrogeait sur les principaux critères médicaux et
physiques qui pouvaient empêcher l'accès au service militaire, il a été répondu que le
citoyen suisse doit être apte physiquement, mentalement et intellectuellement à
effectuer son service militaire sans mettre sa santé, ni celle d'autrui, en danger. De
plus, il a été écrit que souvent, c'est une combinaison de différents facteurs médicaux,
mettant potentiellement l'individu ainsi que les autres recrues en danger, qui mène à la
déclaration d'inaptitude au service militaire d'un citoyen suisse. Le rapport cite
quelques exemples comme: «l'épilepsie, une très forte myopie, des inflammations
chroniques de l’intestin (maladie de Crohn), l’hémophilie, les hernies discales et les
blessures complexes du genou et, sur le plan psychique, les états dépressifs, les
problèmes de dépendance et les troubles de l’adaptation.» Il est rappelé que ces
troubles ne posent pas nécessairement un problème dans la vie civile, mais qu'en
raison de certaines spécificités du service militaire (stress, manque de sommeil), ces
facteurs pourraient mettre les personnes souffrant de ces troubles ainsi que leurs
camarades en danger. C'est pourquoi ces personnes sont déclarées inaptes au service
militaire. Une déclaration d'inaptitude au service militaire entre généralement en
considération lors d'une particularité psychique, psychologique ou moteur. 
Puis, l'évolution des statistiques d'aptitudes des personnes touchées par un handicap
ou une maladie chronique est évoquée et la conclusion est tirée qu'après une hausse
entre 2011 et 2014, le nombre de personnes concernées est en baisse depuis 2015.
Par la suite, le postulat répond à la question sur l'élargissement de l'accès au service
civil après l'arrêt de la CourEDH en écrivant que les personnes inaptes au service
militaire et au service de protection civile ne peuvent pas effectuer un service civil. En
effet, pour effectuer un service civil, la personne doit être, selon les mesures juridiques
actuelles, apte à effectuer un service militaire. C'est pourquoi l'accès au service civil
n'a pas été élargi dans le cadre de cette mesure.
Au sujet de potentiels critères d'aptitudes différenciés pour le service civil et le service
militaire, le rapport ne remet pas en question le système de sélection actuel pour le
service civil, estimant que des questions de responsabilités trop importantes se
poseraient si le service civil était étendu (incidents médicaux). Il a donc été estimé que
le refus au service civil en cas d'inaptitude au service militaire est adapté. 
Finalement, la taxe d'exemption s'adressant aux dix personnes par année voulant faire
l'armée mais non-invalides au sens de l'AI est essentiel, selon le rapport, afin de traiter
équitablement tous les citoyens suisses astreints au service militaire. 21

BERICHT
DATUM: 27.04.2022
CHLOÉ MAGNIN

Dans le cadre de l'objet 23.006, le postulat visant à améliorer l'accès au service
militaire, à la protection civile et au service civil pour les personnes souffrant d'un
handicap ou d'une atteinte à la santé a été classé. 22

BERICHT
DATUM: 12.06.2023
CHLOÉ MAGNIN
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Armeebestand mittels Massnahmen beim
Zivildienst stärken (Mo. 22.3055)

Zivildienst und Dienstverweigerung

Alors que l'armée aspire à trouver une solution concernant son manque d'effectifs, une
motion déposée par l'UDC souhaiterait réduire l'attractivité du service civil afin
d'augmenter le nombre de recrues et surtout de réduire le nombre de soldats qui
quittent l'armée pour se diriger vers le service civil. Cette motion fait suite au refus de
la révision du service civil en 2020.
Alors que l'armée est en pleine crise d'effectifs et que les propositions de solutions
sont diverses, l'UDC suggère de réformer l'accès au service civil. Les changements
prévus concernent principalement les militaires qui décident de changer de voie et de
rejoindre le service civil après avoir déjà servi, pour quelques temps, dans l'armée. Les
nouvelles mesures engendreraient l'impossibilité de réduire la durée de son service
civil, si un service militaire a préalablement été commencé, et obligeraient les membres
cadres de l'armée (sous-officiers et officiers) à aussi effectuer un service une fois et
demi plus long que le service militaire. Ainsi, 150 jours de service civil sont assurés dans
tous les cas. D'autre part, il deviendrait impossible pour un civiliste qui a fait des
études de médecine de se voir attribuer une place dans son domaine de spécialité. Un
autre point empêcherait d'effectuer un service civil après avoir terminé un service
militaire. Seul un des deux services pourrait être effectué entièrement. Cette condition
viserait à garantir un nombre suffisant de soldats formés mobilisables. De plus, dès leur
admission au service civil, les civilistes devraient obligatoirement effectuer une période
d'affectation par année. Finalement, afin de rendre la différence de traitement plus
équitable entre les soldats et les civilistes, ces derniers devraient, à l'avenir, effectuer
leur «affectation longue» au plus tard dans l'année qui suit leur admission au service
civil. A titre de comparaison, le service long peut actuellement être effectué en trois
ans.
Les échanges autour de cette motion ont mis en lumière un Conseil national partagé.
En effet, des divergences existaient entre le camp rose-vert et le reste des députés.
Après la présentation de la motion par Thomas Hurter (udc, SH), Lilian Studer (pev, AG) a
soulevé un point qui a provoqué une réaction intéressante. En effet, en demandant si,
au lieu de durcir les conditions pour changer de voie, il ne serait pas plus judicieux de
revenir au système qui avait été aboli en 2009, Studer a reçu l'approbation d'Hurter.
Cependant, ce dernier a rappelé que la réintroduction du précédent système, qui
prévoyait une discussion avec la recrue au sujet de ses convictions pour définir si un
passage du service militaire au service civil était justifiable, n'est pas en discussion pour
l'instant. A travers d'autres interventions, il a été mentionné que la motion est très
semblable à celle qui avait été refusée en 2020. Elle reprend ainsi six mesures de
l'ancien objet et laisse de côté les deux mesures qui avaient été très critiquées. Lors de
la présentation de la position du Conseil fédéral, Guy Parmelin a illustré la nécessité
d'agir en évoquant les coûts que représente le changement entre le service militaire et
le service civil après avoir terminé l'école de recrue. En 2021, ils s'élevaient à CHF 69
millions. 
La motion a été acceptée par 93 voix contre 84 et 1 abstention. Les oppositions
provenaient principalement du camp rose-vert et ont aussi inclus quelques
centristes. 23

MOTION
DATUM: 29.09.2022
CHLOÉ MAGNIN

Après le Conseil national, le débat autour de l'attractivité du service civil s'est dirigé
vers le Conseil des États. La motion a été largement acceptée par 31 voix contre 9, mais
non sans combat de la minorité. 
À la tribune, Céline Vara (verts, NE) a évoqué une attaque contre le service civil et
critiqué l'inutilité d'une telle mesure. En effet, en plus de l'incertitude sur le fait que la
nouvelle disposition légale renforce vraiment l'effectif de l'armée, la conseillère aux
États neuchâteloise a laissé entendre que « l'effectif de l'armée se porte à merveille »
et n'a pas besoin d'être consolidé. Elle a aussi évoqué que certaines modalités de la
motion iraient à l'encontre des droits humains et pourraient mener la Suisse devant la
cour de justice européenne. Cependant, son intervention ainsi que celle de Lisa
Mazzone (verts, GE), qui a défendu avec ferveur le service civil et sa place dans la
société, n'ont pas convaincu la majorité des parlementaires. Ces derniers demeurent
persuadés que la mesure est nécessaire pour répondre à la menace d'un manque
d'effectif de l'armée.
Au final, cette décision a mis en exergue une grande disparité entre la majorité et la

MOTION
DATUM: 06.03.2023
CHLOÉ MAGNIN
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minorité du Conseil des États concernant l'approche à aborder vis-à-vis du service civil
et du service militaire. Cependant, la minorité reste relativement faible, provoquant
dans les faits un obstacle facile à surmonter pour la majorité du Conseil des États. 24

Covid-19. Rendre les convocations au service
civile contraignantes en cas de situation
d'urgence (Mo. 20.4407)

Landesverteidigung

En décembre 2020, une motion a été lancée par Rocco Cattaneo (plr, TI) pour que les
convocations au service civil soient rendues plus contraignantes dans une situation de
crise. Actuellement, un civiliste convoqué a la possibilité de recourir contre sa
convocation, en raison de la structure légale du service civil. Ainsi, sur les 16'000
civilistes convoqués durant la crise du Covid-19, seuls 550 ont été mobilisés. La mesure
demandée par l'élu tessinois consiste à renforcer la Loi sur le service civil (LSC) pour
que, dans de telles situations de crises, il soit possible de recruter rapidement
suffisamment de civilistes. Avec cette motion, le député Cattaneo pose la question de
la fonction d'urgence du service civil. 
La motion n'a pas eu de suite car le Parlement ne l'a pas traitée dans le délai de deux
ans fixé par la loi. 25

MOTION
DATUM: 16.12.2022
CHLOÉ MAGNIN
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